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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 14. Jänner 1965 5. Stück

5 . Bundesgesetz: Verlängerung der Geltungsdauer des Antidumpinggesetzes.

6 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, womit Ergänzungszulagen an
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes gewährt werden und
die Ruhegenußbemessungsgrundlage abgeändert wird.

7 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Vergütung für die Mühewaltung der
Vorsitzenden und Beisitzer der bei den Landesinvalidenämtern errichteten Schieds-
kommissionen.

8 . Verordnung: Abänderung der Handelskammer-Wahlordnung und der Anlage 1 der Handels-
kammer-Wahlordnung.

9 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 10/1964 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 13/1964 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

1 0 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über
die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenz-
abfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt samt Schlußprotokoll.

1 1 . Protokoll betreffend die Anwendung des österreichisch-schweizerischen Abkommens samt
Schlußprotokoll über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungs-
stellen und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt
auf das Fürstentum Liechtenstein.

5. Bundessesetz vom 25. November
1964, mit dem die Geltungsdauer des Anti-

dumpinggesetzes verlängert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 18 des Antidumpinggesetzes, BGBl. Nr. 145/
1962, hat zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz verliert am 31. Dezem-
ber 1967 seine Wirksamkeit."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1964 in Kraft.

Artikel III.

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes bestimmt sich nach § 20 des Anti-
dumpinggesetzes.

Schärf
Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

6 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1964
über die neuerliche Abänderung des Bundes-
gesetzes, womit Ergänzungszulagen an Emp-
fänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des
Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-

bemessungsgrundlage abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
BGBl. Nr. 298, womit Ergänzungszulagen an
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des
Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage abgeändert wird, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1963,
wird abgeändert wie folgt:

Artikel I.

§ 4 hat ab 1. Jänner 1965 zu lauten:

„§ 4. Der Mindestsatz beträgt:

a) für Empfänger eines Ruhebezuges 875 S;
dieser Mindestsatz erhöht sich für die Ehe-
frau, für die eine Haushaltszulage nach
den Bestimmungen des § 4 Abs. 7 des Ge-
hahsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der 1. Gehaltsgesetznovelle, BGBl.

14 15
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Nr. 94/1959, gebührt oder gebühren
würde, um 345 S und für jedes Kind, für
das eine Kinderzulage gewährt wird,
um 200 S;

b) für Witwen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, 875 S; dieser Mindestsatz erhöht
sich für jedes Kind, für das eine Kinder-
zulage gewährt wird, um 200 S und

c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres 330 S, falls beide Elternteile ver-
storben sind, 500 S. Der Mindestsatz er-
höht sich nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres auf 585 S, falls beide Elternteile ver-
storben sind, auf 875 S."

Artikel II.

§ 4 hat ab 1. Juli 1965 zu lauten:

„§ 4. Der Mindestsatz beträgt:

a) für Empfänger eines Ruhebezuges 910 S;
dieser Mindestsatz erhöht sich für die Ehe-
frau, für die eine Haushaltszulage nach den
Bestimmungen des § 4 Abs. 7 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der Fas-
sung der 1. Gehaltsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 94/1959, gebührt oder gebühren
würde, um 345 S und für jedes Kind, für
das eine Kinderzulage gewährt wird,
um 200 S;

b) für Witwen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, 910 S; dieser Mindestsatz erhöht
sich für jedes Kind, für das eine Kinder-
zulage gewährt wird, um 200 S und

c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres 345 S, falls beide Elternteile ver-
storben sind, 520 S. Der Mindestsatz erhöht
sich nach Vollendung des 24. Lebensjahres
auf 605 S, falls beide Elternteile verstorben
sind, auf 910 S."

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
sofern im Dienstrechtsverfahrensgesetz, BGBl.
Nr. 54/1958, nichts anderes bestimmt ist und
soweit die Vollziehung hinsichtlich der Empfän-
ger von Ruhe(Versorgungs)bezügen, die unter
die Bestimmungen des Landeslehrer-Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 188/1949, oder
des Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetzes
1962, BGBl; Nr. 245, fallen, nicht den Bundes-
ländern obliegt, das Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Schärf
Klaus Pittermann Czettel Broda
Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

7. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 29. Dezember
1964, mit der die Verordnung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung über
die Vergütung für die Mühewaltung der
Vorsitzenden und Beisitzer der bei den Lan-
desinvalidenämtern errichteten Schiedskom-

missionen abgeändert wird.

Auf Grund des § 80 des Heeresversorgungs-
gesetzes — HVG., BGBl. Nr. 27/1964, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen vom 13. Mai
1964, BGBl. Nr. 113, über die Vergütung für die
Mühewaltung der Vorsitzenden und Beisitzer
der bei den Landesinvalidenämtern errichteten
Schiedskommissionen wird wie folgt abgeändert:

Im § 1 sind die Zahlen 120 und 40 durch die
Zahlen 150 und 60 zu ersetzen.

Artikel II.

Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1965 in
Wirksamkeit.

Proksch

8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. Jän-
ner 1965, mit der die Handelskammer-
Wahlordnung und die Anlage 1 der Handels-
kammer-Wahlordnung abgeändert wird.

Auf Grund des § 46 des Handelskammer-
gesetzes, BGBl. Nr. 182/1946, wird verordnet:

Artikel I.

Die Handelskammer-Wahlordnung, BGBl.
Nr. 11/1950, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 265/1954, BGBl. Nr. 32/1958, BGBl.
Nr. 250/1958, BGBl. Nr. 36/1960, BGBl.
Nr. 109/1962 und BGBl. Nr. 306/1962 sowie
der Kundmachung des Bundeskanzleramtes
BGBl. Nr. 137/1962, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 1 vorletzter Satz ist an Stelle
des Wortes „Kammermitglieder" das Wort
„Wahlberechtigten" zu setzen.

2. Im § 3 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 3
zweiter Satz ist an Stelle des Wortes „Kammer-
mitglieder" das Wort „Wahlberechtigten" zu
setzen.
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3. Im § 4 Abs. 6 erster Satz sind an Stelle
der Worte „legt der Vorsitzende der Haupt-
wahlkommission" die Worte „legen der Vor-
sitzende der Hauptwahlkommission und sein
Stellvertreter" zu setzen.

4. Dem § 4 ist ein Abs. 8 anzufügen:

„(8) Die vor jeder Wahl gebildeten Haupt-
wahl-, Wahl- und Zweigwahlkommissionen
bleiben bis zur Konstituierung der neuen Kom-
missionen anläßlich der nächsten Wahl im Amt."

5. Der § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Hauptwahlkommission erläßt die
Wahlkundmachung. Zwischen der Veröffent-
lichung der Wahlkundmachung und dem ersten
Wahltag muß ein Zeitraum von mindestens zehn
Wochen liegen."

6. Der § 5 Abs. 2 lit. g hat zu lauten:

„g) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
mindestens für ein Viertel aller zur Be-
setzung gelangenden Mandate (Mitglieder
und Ersatzmitglieder) Bewerber enthalten
müssen; Bruchteile sind aufzurunden,".

7. Im § 5 Abs. 2 lit. h sind nach den Worten
„50 Wahlberechtigten" ein Beistrich und die
Worte „in jedem Falle jedoch höchstens vom so-
vielten Teil der Wahlberechtigten, als Mandate
für Mitglieder zur Vergebung gelangen," ein-
zufügen.

8. Im § 6 ist der letzte Satz zu streichen.

9. Im § 7 Abs. 4 erster Satz hat der zweite
Halbsatz wie folgt zu lauten:

„die in Betracht kommende Person muß sich mit
einer auf ihren Namen lautenden firmenmäßig
gezeichneten Erklärung der Unternehmung aus-
weisen, daß ihr eine Wahlvollmacht erteilt
wurde."

10. Im § 7 Abs. 4 hat an Stelle des zweiten
Satzes folgender Satz zu treten: „Für öffent-
liche Unternehmungen ist der von dem zu-
ständigen Organ mit der Ausübung des
Wahlrechtes betraute und hierüber durch eine
schriftliche Erklärung ausgewiesene Vertreter
wahlberechtigt."

11. Der § 9 hat wie folgt zu lauten:

„§ 9. (1) Wählbar sind alle wahlberechtigten
physischen Personen und — nach Maßgabe des
Abs. 2 — die Vertreter wahlberechtigter juristi-
scher Personen, offener Handelsgesellschaften
und Kommanditgesellschaften, wenn sie

a) die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sitzen,

b) am Tage der Wahlausschreibung das
25. Lebensjahr vollendet haben,

c) nicht vom passiven Wahlrecht in den
Nationalrat — unbeschadet der Bestim-
mung der lit. b — ausgeschlossen sind,

d) die Berechtigung, welche das Wahlrecht be-
gründet, seit mindestens einem Jahr aus-
üben. In die Mindestzeit von einem Jahr
ist in Fällen von Rückstellungen, Umwand-
lungen oder Teilungen die Zeit der Aus-
übung der Berechtigung durch den Vor-
besitzer einzurechnen.

(2) Bei Vertretern juristischer Personen, of-
fener Handelsgesellschaften und Kommandit-
gesellschaften müssen die Voraussetzungen nach
Abs. 1 lit. d durch die juristische Person be-
ziehungsweise durch die offene Handelsgesell-
schaft oder Kommanditgesellschaft erfüllt sein.
Bei juristischen Personen, offenen Handelsgesell-
schaften und Kommanditgesellschaften ist das
passive Wahlrecht nicht an die Person gebunden,
durch die das aktive Wahlrecht ausgeübt wird.
Wählbar ist auch jeder andere Gesellschafter,
jedes andere Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied
beziehungsweise jeder andere Geschäftsführer
oder Prokurist der Unternehmung, sofern die
Unternehmung für den Betreffenden eine firmen-
mäßig gezeichnete Einverständniserklärung aus-
stellt."

12. Der § 11 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten:

„Über Einsprüche entscheidet die Wahlkommis-
sion (beziehungsweise Hauptwahlkommission)
binnen zehn Tagen nach Ablauf der Einspruchs-
frist endgültig."

13. Der § 13 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Die Hauptwahlkommission hat die innerhalb
der Einreichungsfrist überreichten Wahlvor-
schläge zu prüfen und vorhandene Mängel in-
nerhalb von fünf Tagen dem Zustellungsbevoll-
mächtigten der Wählergruppe mitzuteilen."

14. Der § 16 Abs. 3 hat wie folgt zu lauten:

„(3) Jeder Wähler tritt vor die Zweigwahl-
kommission (Wahlkommission), nennt seinen
Namen und seinen Standort, bezeichnet seine
Berechtigung und weist seine Identität durch
einen amtlichen Ausweis im Sinne des § 70 Abs. 2
der Nationalrats-Wahlordnung 1962, BGBl.
Nr. 246, nach. Kann ein Wähler seine Identität
nicht durch einen amtlichen Ausweis im Sinne
dieser Bestimmung nachweisen, so ist er dennoch
zur Abstimmung zuzulassen, wenn er zumindest
einem Mitglied der Zweigwahlkommission
(Wahlkommission) persönlich bekannt ist und
die Zweigwahlkommission (Wahlkommission)
seine Zulassung einstimmig beschließt. Die Ver-
treter juristischer Personen, offener Handels-
gesellschaften und Kommanditgesellschaften so-
wie die Vertreter öffentlicher Unternehmungen
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haben die schriftliche Erklärung über die Wahl-
vollmacht, die öffentlichen Verwalter eine be-
glaubigte Abschrift ihres Bestellungsdekretes ab-
zugeben."

15. Im § 19 Abs. 2 ist nach dem zweiten Satz
folgender Satz einzufügen: „Es sind auch Bruch-
teile von Zahlen zu berücksichtigen."

16. Der § 23 Abs. 6 hat bis lit. a wie folgt
zu lauten:

„(6) Der • Wahlleiter läßt vorbereitete leere
Stimmzettel und Wahlkuverts verteilen und
ruft an Hand einer Wählerliste ein Ausschuß-
mitglied nach dem anderen zur Abgabe der
Stimme auf. Der Wahlleiter muß für die Mög-
lichkeit sorgen, daß jedes Mitglied unbeobachtet
den Stimmzettel mit der Bezeichnung des Wahl-
vorschlages beschriften und in das Wahlkuvert
legen kann. Das Wahlkuvert ist dem Wahlleiter
vom Ausschußmitglied zu übergeben. Falls der
Wahlleiter selbst Mitglied des Fachgruppenaus-
schusses ist, hat er zuletzt sein Wahlkuvert den
übrigen Wahlkuverts beizulegen. Wenn die
Wahlkuverts aller Ausschußmitglieder abgegeben
sind, werden sie gemischt. Der Wahlleiter ent-
nimmt sodann aus den Wahlkuverts die Stimm-
zettel und stellt fest:".

17. Der § 24 hat wie folgt zu lauten:

„ N a c h w a h l d e s V o r s t e h e r s o d e r
e i n e s V o r s t e h e r s t e l l v e r t r e t e r s .

§ 24. Bei Ausscheiden des Vorstehers oder eines
seiner Stellvertreter hat der Fachgruppenaus-
schuß ehestens die Wahl des Vorstehers oder des
betreffenden Stellvertreters für den Rest der
Funktionsperiode vorzunehmen. Das freigewor-
dene Mandat ist von jener Wählerguppe zu be-
setzen, welcher der ausgeschiedene Mandatar an-
gehört hat."

18. Der § 27 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:

„d) die Aufforderung, daß von den in den
Fachgruppenausschüssen und Fachver-
tretungen vertretenen Wählergruppen
Wahlvorschläge schriftlich bei der Haupt-
wahlkommission spätestens drei Wochen
vor dem Wahltag eingereicht werden müs-
sen, widrigenfalls sie nicht berücksichtigt
werden,".

19. Der § 27 Abs. 1 lit. e hat wie folgt zu
lauten:

„e) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
mindestens für ein Viertel aller zur Be-
setzung gelangenden Mandate (Mitglieder
und Ersatzmitglieder) Bewerber enthalten
müssen, wobei auf § 11 Abs. 2 letzter Satz
Handelskammergesetz, BGBl. Nr. 182/
1946, Bedacht zu nehmen ist; Bruchteile
sind aufzurunden,".

20. Der § 27 Abs. 1 lit. f hat wie folgt zu
lauten:

„f) die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
von mindestens 5 v. H. der Wahlberech-
tigten, höchstens jedoch von 50 Wahl-
berechtigten und jedenfalls nur vom so-
vielten Teil der Wahlberechtigten, als
Mandate für Mitglieder zur Vergebung ge-
langen, unterzeichnet sein, und die als Zu-
stimmungserklärung zu wertende Unter-
schrift und die Angabe des Standortes eines
jeden Bewerbers tragen müssen,".

21. Dem § 37 Abs. 3 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Wählbar ist jedes passiv wahlberechtigte, der
Berufsgruppe angehörende Mitglied des Fach-
verbandes."

Artikel II.

Die Anlage 1 der Handelskammer-Wahlord-
nung, BGBl. Nr. 11/1950, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 265/1954, BGBl.
Nr. 32/1958, BGBl. Nr. 250/1958, BGBl. Nr. 36/
1960, BGBl. Nr. 109/1962 und BGBl. Nr. 306/
1962 sowie der Kundmachung des Bundes-
kanzleramtes BGBl. Nr. 137/1962, wird abge-
ändert wie folgt:

1. Im § 1 sind die Mandatszahlen wie folgt
zu ändern:

A b s c h n i t t I S e k t i o n G e w e r b e .

Bei Nr. 2: Steinmetzmeister im Burgenland
von (3) auf (2).

Bei Nr. 4: Hafner im Burgenland von (3)
auf (2).

Bei Nr. 8: Zimmermeister im Burgenland von
10 auf 9.

Bei Nr. 10: Wagner und Karosseriebauer im
Burgenland von 10 auf 9.

Bei Nr. 12: Drechsler und Holzbildhauer im
Burgenland von (3) auf (1).

Bei Nr. 20: Mechaniker im Burgenland von
(3) auf (2).

Bei Nr. 22: Bandagisten und Orthopädiemecha-
niker im Burgenland von 0 auf (1).

Bei Nr. 29: Tapezierer im Burgenland von (3)
auf 9.

Bei Nr. 30: Hutmacher, Modisten und Schirm-
macher im Burgenland von (3)
auf (1).

Bei Nr. 32: Mieder- und Wäschewarenerzeuger
im Burgenland von (2) auf (1).

Bei Nr. 38: Molkereien, Käsereien, Schmelz-
werke und Eierkennzeichnungs-
stellen im Burgenland von (1)
auf 0.

Bei Nr. 40: Gärtner und Blumenbinder im Bur-
genland von (1) auf (3).
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Bei Nr. 42: Photographen im Burgenland von
(3) auf (2).

Bei Nr. 43: Chemische Gewerbe im Burgenland
von (2) auf (1).

A b s c h n i t t II S e k t i o n I n d u s t r i e .

Bei Nr. 10: Holzverarbeitende Industrie im
Burgenland von (1) auf (2).

Bei Nr. 21: Bekleidungsindustrie in Tirol von
(2) auf (3) und im Burgenland von
(1) auf (2).

A b s c h n i t t III S e k t i o n H a n d e l .

Bei Nr. 16 b: Gremium Wien für den Groß-
handel mit Eisen und Stahl, Röhren
und sanitärem Installationsbedarf
von 10 auf 11.

Bei Nr. 22 a: Gremium Wien für den Klein-
handel mit Kohle und anderen
Brennstoffen von 26 auf 15.

Bei Nr. 23: Handel mit Möbeln, Waren der
Raumausstattung und Tapeten im
Burgenland von (2) auf 9.

A b s c h n i t t V S e k t i o n V e r k e h r .

Bei Nr. 6: Personenfuhrwerksgewerbe in Tirol
von 12 auf 16.

A b s c h n i t t VI S e k t i o n F r e m d e n -
v e r k e h r .

Bei Nr. 1: Gast- und Schankbetriebe in Tirol
von 23 auf 28.

Bei Nr. 2: Beherbergungsbetriebe in Tirol von
30 auf 36.

2. In § 1 Abschnitt I Nr. 5 b hat an Stelle der
Bezeichnung „Landesinnung Oberösterreich von
Waren nach Gablonzer Art" die Bezeichnung
„Landesinnung Oberösterreich der Erzeuger von
Waren nach Gablonzer Art" zu treten.

3. In § 2 sind im dritten Satz nach dem Wort
„Sektionsleitung" die Worte „und für die Er-
mittlung der Wahlzahl" einzufügen.

4. Im § 3 sind die Mandatszahlen wie folgt zu
ändern:

A b s c h n i t t I S e k t i o n G e w e r b e .
Bei Nr. 1: Baugewerbe von 19 auf 22.
Bei Nr. 9: Tischler von 24 auf 27.

A b s c h n i t t VI S e k t i o n F r e m d e n -
v e r k e h r .

Bei Nr. 2: Beherbergungsbetriebe von 24
auf 25.

Bock

9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 11. Jänner 1965, womit der Beschluß
Nr. 10/1964 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 13/1964 des
Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens
zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der

Kundmachung BGBl. Nr. 322/1964), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 10/64

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 10/1964

(In der 27. Sitzung am 1. Dezember 1964
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assoziie-

rungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 13/1964 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den Mitgliedstaaten anzu-
wenden.

1) Der Beschluß Nr. 13/1964 des Rates der Europä-
ischen Freihandelassoziation ist unter BGBl. Nr. 318/
1964 verlautbart.
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2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des
Assoziierungs-Übereinkommens dort, wo der
Zusammenhang dies erfordert, sinngemäß auf den
Ratsbeschluß Nr. 13/1964 anzuwenden.

3. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1964
in Kraft.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus

10.

Nachdem das am 2. September 1963 in Bern unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Errichtung neben-
einanderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während
der Fahrt, dessen Artikel 1 Absatz 3, Artikel 3, 4, 5 und 6 verfassungsändernde Bestimmungen
sind, samt Schlußprotokoll, dessen Ziffer 4 eine verfassungsändernde Bestimmung ist, welches also
lautet:

ABKOMMEN

zwischen der
REPUBLIK ÖSTERREICH

und der
SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSEN-

SCHAFT

über die Errichtung nebeneinanderliegender
Grenzabfertigungsstellen und die Grenzab-
fertigung in Verkehrsmitteln während der

Fahrt.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Schweizerische Bundesrat

von dem Wunsche geleitet, den Übergang über
die gemeinsame Grenze zu erleichtern, sind über-
eingekommen, ein Abkommen zu schließen, und
haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Johann Georg T u r s k y , außer-
ordentlicher und bevollmächtigter Botschaf-
ter der Republik Österreich,

Der Schweizerische Bundesrat:
Herrn Bundesrat F. T. W a h 1 e n, Vorsteher
des Eidgenössischen Politischen Departe-
ments,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende Be-
stimmungen vereinbart haben:

TEIL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

(1) Die beiden Staaten werden im Rahmen
dieses Abkommens die Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr erleich-
tern und beschleunigen.

(2) Zu diesem Zweck
a) errichten sie nebeneinanderliegende Grenz-

abfertigungsstellen ;
b) lassen sie auf bestimmten Strecken die

Grenzabfertigung in den Verkehrsmitteln
während der Fahrt zu;

c) gestatten sie, daß die zuständigen Bedien-
steten des einen Staates im Rahmen dieses
Abkommens ihre Befugnisse auf dem Ge-
biet des anderen Staates ausüben.

(3) Die Regierungen der beiden Staaten sind
ermächtigt, durch Vereinbarung zu bestimmen,
zu verlegen, zu ändern oder aufzuheben:

a) die nebeneinanderliegenden Grenzabferti-
gungsstellen einschließlich ihres Amts-
bereichs;

b) die Strecken, auf denen die Bediensteten
des Nachbarstaates die Grenzabfertigung in
den Verkehrsmitteln während der Fahrt
vornehmen können;

c) die Strecken, auf denen die Bediensteten
des Nachbarstaates festgenommene Per-
sonen und sichergestellte Waren oder Be-
weismittel in ihren Staat verbringen dürfen;
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d) die Strecken, auf denen die Bediensteten
des Nachbarstaates Waren nach einer
anderen Grenzabfertigungsstelle desselben
Staates begleiten dürfen.

Artikel 2

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten:

1. „Grenzabfertigung" die Durchführung aller
Vorschriften der Vertragsstaaten, die aus An-
laß des Grenzübertrittes von Personen und der
Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren und
anderen Vermögensgegenständen anzuwenden
sind;

2. „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen Gebiet
die Grenzabfertigung des anderen Staates vor-
genommen wird;
„Nachbarstaat" den anderen Staat;

3. „Zone" den Bereich des Gebietsstaates, in dem
die Bediensteten des Nachbarstaates berechtigt
sind, die Grenzabfertigung vorzunehmen;

4. „Bedienstete" die Personen, die als Organe der
für die Grenzabfertigung zuständigen Behörden
bei einer der nebeneinanderliegenden Grenz-
abfertigungsstellen oder in den Verkehrsmit-
teln während der Fahrt ihren Dienst ausüben.

Artikel 3

(1) Die Zone kann umfassen:
1. Im Eisenbahnverkehr:

a) Teile des Bahnhofes und sonstiger Bahn-
anlagen, die Strecke zwischen der Grenze
und der Grenzabfertigungsstelle sowie Teile
der an dieser Strecke gelegenen Bahnhöfe;

b) bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt den Zug auf der vorgesehenen Strecke
sowie Teile der Bahnhöfe, in denen diese
Strecke beginnt beziehungsweise endet und
die der Zug durchfährt.

2. Im Straßenverkehr:
a) Teile der Dienstgebäude, der Straße und

der sonstigen Anlagen sowie die Straße zwi-
schen der Grenze und der Grenzabferti-
gungsstelle;

b) bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt das Straßenfahrzeug auf der vor-
gesehenen Strecke sowie Teile der Gebäude
und Anlagen, bei denen diese Strecke be-
ginnt beziehungsweise endet.

3. Im Schiffsverkehr:
a) Teile der Dienstgebäude, der Wasserstraße

sowie der Ufer- und Hafenanlagen, die
Wasserstraße zwischen der Grenze und der
Grenzabfertigungsstelle;

b) bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt das Schiff und das begleitende Kon-
trollboot auf der vorgesehenen Strecke so-
wie Teile der Gebäude und Anlagen, bei
denen diese Strecke beginnt bzw. endet.

(2) Die Vereinbarungen gemäß Artikel 1 Ab-
satz 3 können für einen in den vorstehenden
Ziffern 1 bis 3 umschriebenen Gebietsteil, den sie
nicht in die Zone einbeziehen, die Anwendung
einzelner Vorschriften dieses Abkommens oder
die Geltung bestimmter Rechte und Pflichten, die
sich daraus ergeben, vorsehen.

(3) Der Zone sind rechtlich gleichgestellt die
Strecken gemäß Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben c
und d für die dort genannten Amtshandlungen.

TEIL II

Grenzabfertigung

Artikel 4

(1) In der Zone gelten alle Vorschriften des
Nachbarstaates, die aus Anlaß des Grenzübertrit-
tes von Personen und der Ein-, Aus- und Durch-
fuhr von Waren und anderen Vermögensgegen-
ständen anzuwenden sind, und zwar wie in der
Gemeinde des Nachbarstaates, der die Grenzab-
fertigungsstelle zugeordnet ist; sie werden unter
Vorbehalt des Artikels 5 von den Bediensteten
des Nachbarstaates im gleichen Umfang und mit
allen Folgen wie im eigenen Staatsgebiet durch-
geführt. Die Gemeinde, der die Grenzabferti-
gungsstelle des Nachbarstaates zugeordnet ist,
wird von der Regierung dieses Staates bezeichnet.

(2) In der Zone begangene Zuwiderhandlungen
gegen Vorschriften des Nachbarstaates, die den
Grenzübertritt von Personen und die Ein-, Aus-
und Durchfuhr von Waren und anderen Ver-
mögensgegenständen regeln, gelten als in der
Gemeinde des Nachbarstaates begangen, der des-
sen Grenzabfertigungsstelle zugeordnet ist.

(3) Das Recht des Gebietsstaates bleibt in der
Zone unberührt.

Artikel 5

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
nicht berechtigt, Personen zum Zwecke der Aus-
lieferung festzunehmen und in den Nachbarstaat
zu verbringen.

(2) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
nicht berechtigt, Personen festzunehmen und in
den Nachbarstaat zu verbringen, die sich aus
anderen Gründen als zum Grenzübertritt vom
Gebietsstaat in die Zone begeben, außer wenn
diese Personen in der Zone die sich auf die Zoll-
abfertigung beziehenden Vorschriften des Nach-
barstaates verletzen.

(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
keinesfalls berechtigt, Angehörige des Gebiets-
staates in der Zone festzunehmen und in den
Nachbarstaat zu verbringen. Sie dürfen jedoch
diese Personen ihrer Grenzabfertigungsstelle im
Gebietsstaat, in Ermangelung einer solchen der
Grenzabfertigungsstelle des Gebietsstaates zur
Vernehmung vorführen. Im ersten Fall ist auf

17
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Verlangen der Person, der hierüber Rechts-
belehrung zu erteilen ist, zur Vernehmung ein
Bediensteter des Gebietsstaates beizuziehen.

Artikel 6

(1) Bei der Grenzabfertigung in der Zone sind
— soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
ist — die Amtshandlungen des Ausgangsstaates
vor den Amtshandlungen des Eingangsstaates
durchzuführen. Im Interesse der Verkehrs-
beschleunigung sollen die Amtshandlungen der
beiden Staaten möglichst in unmittelbarer Auf-
einanderfolge vorgenommen werden.

(2) Vor Beendigung der Ausgangsabfertigung,
der ein Verzicht auf diese gleichzustellen ist, sind
die Bediensteten des Eingangsstaates nicht berech-
tigt, Grenzabfertigungshandlungen vorzunehmen.

(3) Nach Beginn der Eingangsabfertigung sind
die Bediensteten des Ausgangsstaates nicht mehr
berechtigt, Grenzabfertigungshandlungen vorzu-
nehmen. Ausnahmsweise können Ausgangsabfer-
tigungshandlungen nachgeholt werden, wenn die
beteiligte Person es verlangt und der abfertigende
Bedienstete des Eingangsstaates damit einver-
standen ist.

(4) Wenn es im Interesse einer raschen Grenz-
abfertigung als geboten erscheint, können die
abfertigenden Bediensteten der beiden Staaten
von der im Absatz 1 vorgesehenen Reihenfolge
im gegenseitigen Einvernehmen abweichen. In
diesen Ausnahmefällen können die Bediensteten
des Eingangsstaates Festnahmen oder Beschlag-
nahmen erst vornehmen, nachdem die Grenz-
abfertigung des Ausgangsstaates beendigt ist. Sie
führen, wenn sie eine solche Maßnahme treffen
wollen, die Personen, Waren oder anderen Ver-
mögensgegenstände, deren Ausgangsabfertigung
noch nicht beendigt ist, den Bediensteten des
Ausgangsstaates zu. Wollen diese Bediensteten
Festnahmen oder Beschlagnahmen vornehmen, so
haben sie den Vorrang.

Artikel 7

Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen in
der Zone oder in den grenzüberschreitenden Ver-
kehrsmitteln erhobene Geldbeträge sowie dort
zurückgehaltene oder beschlagnahmte Waren und
andere Vermögensgegenstände in das Gebiet des
Nachbarstaates verbringen oder im Gebietsstaat
unter Beachtung der dort geltenden gesetzlichen
Vorschriften verwerten und den Erlös in den
Nachbarstaat verbringen.

Artikel 8

(1) Waren, die bei der Ausgangsabfertigung
von den Bediensteten des Nachbarstaates in diesen
zurückgewiesen oder vor Beginn der Eingangs-
abfertigung des Gebietsstaates auf Veranlassung
der beteiligten Person in den Nachbarstaat

zurückgeführt werden, unterliegen weder den
Ausfuhrvorschriften noch der Ausgangsabfer-
tigung des Gebietsstaates.

(2) Personen, die von den Bediensteten des
Eingangsstaates zurückgewiesen werden, darf die
Rückkehr in den Ausgangsstaat nicht verweigert
werden. Desgleichen darf die Wiedereinfuhr von
Waren in den Ausgangsstaat, deren Einfuhr von
den Bediensteten des Eingangsstaates abgelehnt
wird, nicht verweigert werden.

Artikel 9

In Verfahren wegen in der Zone begangener,
während oder unmittelbar nach ihrer Begehung
entdeckter Zuwiderhandlungen gegen Zollvor-
schriften, die sich auf den Grenzübertrit t von
Personen oder Waren beziehen, werden die zu-
ständigen Behörden des Gebietsstaates auf Er-
suchen der zuständigen Behörden des Nachbar-
staates Beschuldigte, Zeugen und Sachverständige
vernehmen, sonstige Erhebungen durchführen
und Schriftstücke zustellen. Die Rechtsvor-
schriften des Gebietsstaates über das bei der Ver-
folgung von Zuwiderhandlungen der gleichen
Art einzuschlagende Verfahren sind entsprechend
anwendbar.

TEIL III

Bedienstete

Artikel 10

(1) Die Behörden des Gebietsstaates gewähren
den Bediensteten des Nachbarstaates bei der
Ausübung ihres Dienstes in der Zone den
gleichen Schutz und Beistand wie den entspre-
chenden eigenen Bediensteten. Insbesondere sind
die im Gebietsstaat geltenden strafrechtlichen
Bestimmungen zum Schutze von Beamten und
Amtshandlungen auch für strafbare Handlungen
anzuwenden, die gegen Bedienstete des Nachbar-
staates begangen werden.

(2) Amtshaftungsansprüche für Schäden, die
Bedienstete des Nachbarstaates in der Zone zu-
fügen, unterstehen dem Recht und der Gerichts-
barkeit des Nachbarstaates, gleich wie wenn
die schädigende Handlung in der Gemeinde des
Nachbarstaates stattgefunden hätte, der die
Grenzabfertigungsstelle zugeordnet ist. Die
Angehörigen des Gebietsstaates sind jedoch den
Angehörigen des Nachbarstaates gleichgestellt.

Artikel 11

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die
in Anwendung dieses Abkommens ihren Dienst
in der Zone auszuüben haben, sind vom Paß-
und Sichtvermerkszwang befreit. Gegen Vor-
weisung eines amtlichen Ausweises über Identität
und dienstliche Stellung sind sie berechtigt, die
Grenze zu überschreiten und sich an ihren
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Dienstort zu begeben. Persönliche Einreisever-
bote gegen Bedienstete des Nachbarstaates
bleiben vorbehalten.

(2) Von strafbaren Handlungen, die von einem
Bediensteten des Nachbarstaates im Gebietsstaat
begangen werden, ist die vorgesetzte Behörde des
Bediensteten durch die entsprechende Behörde
des Gebietsstaates zu benachrichtigen.

(3) Die zuständigen Behörden des Nachbar-
staates werden auf ein mit Gründen versehenes
Verlangen der zuständigen Behörden des Ge-
bietsstaates ihre Bediensteten von der Verwen-
dung in dessen Gebiet ausschließen oder ab-
berufen.

Artikel. 12

Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in
Anwendung dieses Abkommens ihren Dienst in
der Zone auszuüben haben, können dort und
auf dem Weg vom und zum Wohnor t sowie,
wenn es der Dienstbetrieb erfordert, auf dem
Weg von und zu einer anderen Grenzabferti-
gungsstelle ihre Dienstkleidung, Dienstabzeichen
und Dienstwaffen tragen. Von der Waffe dürfen
sie jedoch nur im Falle der Notwehr Gebrauch
machen.

Artikel 13

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die
in Anwendung dieses Abkommens ihren Dienst
in der Zone auszuüben haben und im Gebiets-
staat wohnen, unterliegen in diesem den Vor-
schriften über den Aufenthalt von Ausländern.
Falls nach diesen Vorschriften eine Aufenthalts-
bewilligung erforderlich ist, erhalten sie diese
unentgeltlich.

(2) Die Familienangehörigen, die im Haushalt
des Bediensteten wohnen und keine Erwerbs-
tätigkeit ausüben, erhalten die Aufenthaltsbewil-
ligung gleichfalls unentgeltlich. Diese kann ihnen
nur verweigert werden, wenn ein gegen sie
gerichtetes persönliches Einreiseverbot besteht.
Die Erteilung einer Bewilligung zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit liegt im Ermessen der
zuständigen Behörden. Wird eine solche Bewilli-
gung erteilt, so können dafür die ordentlichen
Gebühren erhoben werden.

(3) Die Zeit, während der die Bediensteten
des Nachbarstaates im Gebietsstaat ihren Dienst
ausüben, oder dort wohnen, wird nicht auf die
Fristen angerechnet, die auf Grund bestehender
Niederlassungsabkommen ein Anrecht auf bevor-
zugte Behandlung geben. Das gleiche gilt für
die Familienangehörigen, die infolge der An-
wesenheit des Familienoberhauptes im Gebiets-
staat eine Aufenthaltsbewilligung haben.

Artikel 14

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in
Anwendung dieses Abkommens ihren Dienst

in der Zone auszuüben haben und im Gebiets-
staat wohnen, genießen für sich und die in
ihrem Haushalt wohnenden Familienangehörigen
bei ihrem Zuzug oder der Gründung eines
eigenen Hausstandes im Gebietsstaat sowie bei
ihrer Rückkehr Freiheit von allen Ein- und
Ausfuhrabgaben für den Hausrat, die persön-
lichen Gebrauchsgegenstände einschließlich der
Fahrzeuge und die üblichen Haushaltsvorräte,
soweit diese Waren aus dem freien Verkehr des
Nachbarstaates oder des Staates stammen, aus
dem der Bedienstete oder Familienangehörige
zuzieht. Die Vorschriften des Gebietsstaates
über die Verwendung des zollfrei zugelassenen
Gutes zuziehender Personen bleiben vorbe-
halten.

(2) Diese Bediensteten und die in ihrem
Haushalt wohnenden Familienangehörigen sind
im Gebietsstaat von allen öffentlich-rechtlichen
persönlichen Dienstleistungen und Sachleistungen
befreit. In Belangen des Militärdienstes und
anderer öffentlich-rechtlicher Dienstleistungs-
pflichten gelten sie als im Nachbarstaat wohn-
haft. Dasselbe gilt hinsichtlich der Staatsange-
hörigkeit, sofern sie nicht Staatsangehörige des
Gebietsstaates sind. Sie dürfen im Gebietsstaat
keinerlei Steuern und Abgaben unterworfen
werden, die von den in derselben Gemeinde
wohnenden Angehörigen des Gebietsstaates
nicht zu entrichten sind.

(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die in
Anwendung dieses Abkommens ihren Dienst in
der Zone auszuüben haben, aber nicht im Ge-
bietsstaat wohnen, sind in diesem von allen
öffentlich-rechtlichen persönlichen Dienstleistun-
gen und Sachleistungen befreit.

(4) Hinsichtlich der Dienstbezüge der Bedien-
steten des Nachbarstaates, die in Anwendung
dieses Abkommens ihren Dienst in der Zone
auszuüben haben, gelten die jeweils zwischen
den Vertragsstaaten bestehenden Vereinbarungen
über die Doppelbesteuerung.

(5) Die Gehälter der Bediensteten des Nach-
barstaates, die in Anwendung dieses Abkom-
mens ihren Dienst in der Zone auszuüben
haben, sind keinerlei Devisenbeschränkungen
unterworfen. Die Bediensteten dürfen ihre Ge-
haltsersparnisse frei nach dem Nachbarstaat
überweisen.

TEIL IV

Grenzabfertigungsstellen

Artikel 15

Die Abfertigungsbefugnisse und die Dienst-
zeiten der beiderseitigen Grenzdienststellen sind
möglichst übereinstimmend festzusetzen.
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Artikel 16

Die zuständigen Behörden der beiden Staaten
bestimmen im gegenseitigen Einvernehmen:

a) die für die Dienststellen des Nachbar-
staates benötigten Anlagen und die für
deren Benützung zu entrichtenden etwa-
igen Vergütungen;

b) die Abteile und Einrichtungen, die den
Bediensteten, welche die Grenzabfertigung
in Verkehrsmitteln während der Fahrt
durchführen, unentgeltlich vorzubehalten
sind.

Artikel 17

Die für die Grenzabfertigungsstellen des
Nachbarstaates bestimmten Räume sind durch
Hoheitszeichen oder Amtsschilder kenntlich zu
machen.

Artikel 18

Gegenstände, die zum dienstlichen Gebrauch
der Grenzabfertigungsstellen oder zum Bedarf
der Bediensteten des Nachbarstaates während
des Dienstes im Gebietsstaat bestimmt sind,
bleiben frei von Zöllen und sonstigen Ein- und
Ausgangsabgaben. Es sind keine Sicherheiten zu
leisten. Wirtschaftliche Ein- und Ausfuhrverbote
sowie Ein- und Ausfuhrbeschränkungen finden,
sofern von den zuständigen Behörden im gegen-
seitigen Einvernehmen nichts anderes bestimmt
wird, auf diese Gegenstände keine Anwendung.
Das gleiche gilt für Dienstfahrzeuge oder eigene
Fahrzeuge, deren sich die Bediensteten zur Aus-
übung ihres Dienstes im Gebietsstaat oder zur
Zurücklegung des Weges vom und zum Wohn-
ort oder der Strecke zwischen den beiden
Grenzabfertigungsstellen des gleichen Grenz-
überganges bedienen.

Artikel 19

(1) Der Gebietsstaat wird die Einrichtung
telephonischer und telegraphischer Anlagen (ein-
schließlich Fernschreiber), die für die Tätigkeit
der Grenzabfertigungsstellen des Nachbarstaates
im Gebietsstaat erforderlich sind, sowie den An-
schluß dieser Einrichtungen an die entspre-
chenden Anlagen des Nachbarstaates gebühren-
frei bewilligen, jedoch unter Vorbehalt der
Bezahlung allfälliger Kosten für die Einrichtung
und die Miete der Anlagen. Diese unmittelbaren
Verbindungen zwischen den Dienststellen des
Nachbarstaates dürfen nur für dienstliche
Zwecke benützt werden. Solche Nachrichten-
übermittlungen gelten als interner Verkehr des
Nachbarstaates.

(2) Die Regierungen der beiden Staaten ver-
pflichten sich, zu demselben Zweck und soweit

wie möglich alle Erleichterungen zu gewähren,
die die Verwendung anderer Mittel auf dem
Gebiet des Fernmeldewesens betreffen.

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften der
beiden Staaten über Errichtung, Instandhaltung
und Betrieb von Fernmeldeanlagen.

Artikel 20

Dienstsendungen, die von den Grenzabferti-
gungsstellen des Nachbarstaates an Dienststellen
im Nachbarstaat oder umgekehrt gesandt wer-
den, können von den Bediensteten dieses Staates
ohne Einschalten der Post- oder der Eisenbahn-
verwaltung des Gebietsstaates und frei von Ge-
bühren befördert werden.

TEIL V

Zolldeklaranten

Artikel 21

(1) Personen, die in einem der beiden Staaten
ihren Wohnsitz oder Sitz haben, können bei den
nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen
beider Staaten alle die Grenzabfertigung be-
treffenden Tätigkeiten ohne besondere Bewilli-
gung vornehmen. Sie sind von den Behörden des
anderen Staates als mit dessen Angehörigen gleich-
berechtigt zu behandeln.

(2) Absatz 1 gilt auch für Personen, die diese
Tätigkeiten im Rahmen ihrer Erwerbstätigkeit
ausüben. Sie können hierfür gleichermaßen öster-
reichisches wie schweizerisches Personal be-
schäftigen.

(3) Für den Grenzübertritt und den Aufent-
halt der in den obigen Absätzen genannten Per-
sonen im Gebietsstaat gelten dessen allgemeine
Bestimmungen. Die danach möglichen Er-
leichterungen sind zu gewähren. Untersteht die
die Grenzabfertigung betreffende Tätigkeit, die
solche Personen als Ausländer vom Nachbarstaat
aus in der Zone ausüben, einer Bewilligungs-
pflicht, so ist eine unentgeltliche Bewilligung zu
erteilen.

TEIL VI

Schlußbestimmungen

Artikel 22

Die zuständigen Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten vereinbaren die zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 23

(1) Eine gemischte österreichisch-schweizerische
Kommission, die alsbald nach dem Inkrafttreten
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dieses Abkommens zu bilden ist, hat zur Auf-
gabe:

a) die in Artikel 1 vorgesehenen Verein-
barungen vorzubereiten sowie etwaige Vor-
schläge zur. Abänderung dieses Abkommens
auszuarbeiten;

b) sich zu bemühen, Schwierigkeiten zu lösen,
die sich aus der Durchführung dieses Ab-
kommens ergeben könnten.

(2) Die Kommission besteht aus acht Mit-
gliedern, von denen je vier durch jeden Vertrags-
staat zu bestimmen sind. Sie wählt ihren Vor-
sitzenden abwechselnd aus den österreichischen
und schweizerischen Mitgliedern. Die Mitglieder
der Kommission können sich von Sachverstän-
digen begleiten lassen.

Artikel 24

Im Interesse seiner Sicherheit oder wegen
anderweitiger zwingender öffentlicher Interessen
kann jeder Vertragsstaat Bestimmungen dieses
Abkommens oder der in Artikel 1 vorgesehenen
Vereinbarungen zeitlich oder örtlich als un-
anwendbar erklären. Die Regierung des anderen
Staates ist hievon unverzüglich zu benach-
richtigen.

Artikel 25

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden sollen sobald wie
möglich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tri t t einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieses Abkommen kann jederzeit gekündigt
werden; es tr i t t zwei Jahre nach seiner Kündi-
gung außer Kraft.

ZU U R K U N D DESSEN haben die beider-
seitigen Bevollmächtigten dieses Abkommen mit
ihren Unterschriften und Siegeln versehen.

GESCHEHEN in Bern am 2. September 1963
in doppelter Urschrift in deutscher Sprache.

Für die
Republik Österreich:

Dr. J. G. TURSKY m. p.

Für die
Schweizerische Eidgenossenschaft:

F. T. WAHLEN m. p.

Schlußprotokoll

Anläßlich der Unterzeichnung des heute zwi-
schen der Republik Österreich und der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft abgeschlossenen Ab-
kommens über die Errichtung nebeneinander-
liegender Grenzabfertigungsstellen und die
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während
der Fahrt haben die unterzeichneten Bevoll-
mächtigten die folgenden Bestimmungen verein-
bart, die einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens bilden:

1. Festnahmen oder Beschlagnahmen durch Be-
dienstete des Gebietsstaates zum Zwecke einer
gerichtlichen Strafverfolgung oder -Voll-
streckung wegen Zuwiderhandlungen gegen
Vorschriften, die nicht den Grenzübertritt
von Personen und die Ein-, Aus- und Durch-
fuhr von Waren und anderen Vermögensgegen-
ständen regeln, sind im Hinblick auf Artikel 4
Absatz 3 des Abkommens von dessen Artikel 6
Absatz 3 nicht betroffen.

Haben die Bediensteten des Nachbarstaates auf
Grund dieses Abkommens eine Festnahme
oder Beschlagnahme bereits vorgenommen
oder wollen sie dies tun, so hat der Gebiets-
staat den Vorrang. Nach Durchführung der
Strafverfolgung oder -Vollstreckung durch den
Gebietsstaat übergibt dieser die festgenommene
Person und, soweit darüber im Gebietsstaat
nicht verfügt wird, die beschlagnahmten
Gegenstände dem Nachbarstaat.

2. Das Asylrecht des Gebietsstaates bleibt un-
berührt. Personen, die sich darauf berufen,
dürfen jedoch von den Bediensteten des Nach-
barstaates ihrer Grenzabfertigungsstelle im
Gebietsstaat, in Ermangelung einer solchen der
Grenzabfertigungsstelle des Gebietsstaates zur
Vernehmung vorgeführt werden. Im ersten
Fall ist zur Vernehmung ein Bediensteter des
Gebietsstaates beizuziehen und die Person nach
der Vernehmung den Bediensteten des Gebiets-
staates zu übergeben.

3. Vor dem Abschluß von Vereinbarungen nach
Artikel 16 und 22 sowie vor der Festsetzung
der Abfertigungsbefugnisse und der Dienst-
zeiten der beiderseitigen Grenzdienststellen ist
in jedem der beiden Staaten den beteiligten
Eisenbahnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu
bieten.

4. Die Artikel 4 bis 15 und 17 bis 24 dieses Ab-
kommens sind auf die in St. Margrethen und
Buchs bestehenden österreichischen Grenz-
abfertigungsstellen sinngemäß anzuwenden.
Von den österreichischen Bediensteten im
Bahnhof St. Margrethen festgenommene Per-
sonen dürfen in den Zügen auf der Bahn-
strecke St. Margrethen—Bregenz nach Öster-
reich verbracht werden; die Verbringung der
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im Bahnhof Buchs von den österreichischen
Bediensteten festgenommenen Personen nach
Österreich wird, sofern sie auf einer durch
liechtensteinisches Gebiet führenden Strecke
erfolgt, in einer Vereinbarung zwischen den
Regierungen des Fürstentums Liechtenstein,
der Republik Österreich und der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft geregelt.
Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
werden die Artikel 5 bis 13 und 18 der am
30. April 1947 zwischen Österreich und der
Schweiz abgeschlossenen Übereinkunft be-
treffend den österreichischen Zolldienst in den
Bahnhöfen St. Margrethen und Buchs sowie
den Durchgangsverkehr der Zollorgane über
kurze ausländische Verbindungsstrecken auf-
gehoben, während die übrigen die österreichi-

schen Grenzabfertigungsstellen in St. Mar-
grethen und Buchs betreffenden Bestimmungen
weitergelten, solange sie nicht durch eine Ver-
einbarung gemäß Artikel 1 Absatz 3 dieses
Abkommens geändert oder ersetzt werden.

GESCHEHEN in Bern am 2. September 1963
in doppelter Urschrift in deutscher Sprache.

Für die
Republik Österreich:

Dr. J. G. TURSKY m. p.

Für die
Schweizerische Eidgenossenschaft:

F. T. WAHLEN m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Schlußprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, am 5. August 1964

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Olah

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 14. Dezember 1964
ausgetauscht worden; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 25 Absatz 2 am 14. Jänner
1965 in Kraft.

Klaus
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Nachdem das am 2. September 1963 in Bern unterzeichnete Protokoll betreffend die Anwen-
dung des österreichisch-schweizerischen Abkommens samt Schlußprotokoll über die Errichtung
nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln
während der Fahrt auf das Fürstentum Liechtenstein, dessen Artikel 1 und 2 verfassungsändernde
Bestimmungen sind, und welches also lautet:

Protokoll
betreffend die Anwendung des österreichisch-
schweizerischen Abkommens samt Schluß-
protokoll über die Errichtung nebeneinander-
liegender Grenzabfertigungsstellen und die
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln wäh-
rend der Fahrt auf das Fürstentum Liechten-

stein.

Die Republik Österreich, das Fürstentum
Liechtenstein und die Schweizerische Eidgenos-
senschaft haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Das am 2. September 1963 unterzeichnete Ab-
kommen, samt Schlußprotokoll, zwischen der
Republik Österreich und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über die Errichtung nebenein-
anderliegender Grenzabfertigungsstellen und die
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während
der Fahrt findet mit Bezug auf nebeneinander-
liegende Grenzabfertigungsstellen an Verkehrs-
wegen, die die beiden Vertragsstaaten des Ab-
kommens über das Gebiet des Fürstentums
Liechtenstein miteinander verbinden, sowie mit
Bezug auf Strecken gemäß Artikel 1 Absatz 3
Buchstaben b), c) und d) des Abkommens, die
über dieses Gebiet führen, auf das Fürstentum
Liechtenstein Anwendung.

Insbesondere sind daher für die Zwecke dieses
Abkommens Staatsgebiet, Recht, Behörden,
Staatsangehörige und Bewohner Liechtensteins
und der Schweiz sinngemäß einander gleich-
gestellt beziehungsweise nebengeordnet, soweit
dies der Inhalt der einzelnen Bestimmungen er-
fordert. Dabei ist das im Fürstentum Liechten-
stein anwendbare Recht maßgebend.

Artikel 2

Vereinbarungen gemäß Artikel 1 Absatz 3 des
Abkommens, die nebeneinanderliegende Grenz-
abfertigungsstellen oder die Grenzabfertigung in
Verkehrsmitteln während der Fahrt auf liechten-
steinischem Gebiet betreffen, werden zwischen
den Regierungen der Republik Österreich, des
Fürstentums Liechtenstein und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft abgeschlossen. Soweit
nach Vereinbarungen gemäß Artikel 1 Absatz 3
des Abkommens Strecken im Sinne von Arti-
kel 1 Absatz 3 Buchstaben c) und d) des Ab-
kommens oder Verkehrswege zwischen den in
einem Vertragsstaat des Abkommens errichteten

nebeneinanderliegenden Grenzabfertigungsstellen
und dem anderen Vertragsstaat über liechten-
steinisches Gebiet führen, bildet die diesbezüg-
liche Regelung Gegenstand besonderer Verein-
barungen zwischen den Regierungen der Repu-
blik Österreich, des Fürstentums Liechtenstein
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

Artikel 3

Soweit die gemäß Artikel 22 des Abkommens
zu vereinbarenden Maßnahmen zur Durchfüh-
rung des Abkommens die Mitwirkung liechten-
steinischer Behörden erfordern, ist deren Einver-
ständnis einzuholen.

Artikel 4

Soweit die gemäß Artikel 23 des Abkommens
gebildete gemischte österreichisch-schweizerische
Kommission Fragen behandelt, die die Anwen-
dung des Abkommens auf das Fürstentum
Liechtenstein betreffen, werden dessen Vertreter
beigezogen.

Artikel 5

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sollen bei der Schweizeri-
schen Regierung hinterlegt werden, welche die
Hinterlegung den Regierungen der anderen
Unterzeichnerstaaten notifizieren wird.

Es tritt einen Monat nach der Hinterlegung
der dritten Ratifikationsurkunde in Kraft.

Es gilt, solange das Fürstentum Liechtenstein
mit der Schweiz durch einen Zollanschlußvertrag
verbunden ist und das Abkommen in Kraft
steht.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten der Unterzeichnerstaaten dieses
Protokoll mit ihren Unterschriften und Siegeln
versehen.

GESCHEHEN in Bern am 2. September 1963
in dreifacher Urschrift in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:

Dr. J. G. Tursky m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Heinrich Prinz von Liechtenstein m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

F. T. Wahlen m. p.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, am 5. August 1964

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Klaus

Der Bundesminister für Inneres:

Olah

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für Finanzen:

Schmitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die österreichische Ratifikationsurkunde sowie auch die Ratifikationsurkunden Liechtensteins
und der Schweiz sind am 14. Dezember 1964 bei der Schweizerischen Regierung hinterlegt worden;
das vorliegende Protokoll tritt somit gemäß seinem Artikel 5 Absatz 2 am 14. Jänner 1965 in
Kraft.

Klaus


